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Haushalt 2026 

Vorbericht gem. § 3 der Kommunalhaushaltsverordnung (KommHV-Kameralistik) 

 

8 Anlagen 

 

 

Aufgabe des Vorberichtes ist es, dem Betrachter einen komprimierten Überblick über den 

Stand und die Entwicklung der Haushaltswirtschaft zu vermitteln. Er soll neben der Darstel-

lung des aktuellen Haushaltsplanes zugleich aufzeigen, wie sich die wichtigsten Einnahme- 

und Ausgabearten sowie die Verschuldung in der Vergangenheit entwickelt haben und künf-

tig entwickeln werden. Hierüber gibt u. a. die dem Bericht beiliegende tabellarische Darstel-

lung wichtiger Kennziffern der Haushalte 2024 und 2025 sowie des vorliegenden Haushalts-

entwurfs 2026 detailliert Auskunft. 

 

Der Vorjahreshaushalt ist geordnet abgelaufen. Wie bereits im Rechenschaftsbericht zur 

Jahresrechnung 2025 dargelegt und begründet, konnten wir dem Vermögenshaushalt 

insgesamt 5,25 Mio. € – also 4,04 Mio. € mehr als veranschlagt – zuführen. Nachdem die 

veranschlagte Kreditaufnahme noch nicht in Anspruch genommen werden musste und 

gleichzeitig bestehende Kommunaldarlehen mit 0,86 Mio. € getilgt wurden, hat sich der 
Schuldenstand von 7,3 Mio. € am Jahresende 2024 auf 6,5 Mio. € zum 31.12.2025 verringert. 

Die Zahlungsbereitschaft der Kreiskasse war im gesamten Jahr gegeben. Kassenkredite zur 

Überbrückung von Liquiditätsengpässen mussten nicht in Anspruch genommen werden.  

 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes 2026 ist die Verwaltung grundsätzlich von den 

Daten der mittelfristigen Finanzplanung ausgegangen, soweit nicht zwingende aktuelle 

Erkenntnisse entgegenstanden. Neue Anträge haben wir ausnahmslos in Form von Sonder-

vorträgen den beschließenden Ausschüssen zur Entscheidung vorgelegt. 

 

Der aktuelle Haushalt zeigt sich auf seiner Einnahmenseite hinsichtlich seiner wichtigsten 

Einnahmenquelle, der Kreisumlage, geprägt von einer um 22,5 % gestiegenen Umlagekraft 

bei einer folglich um 24,9 % gesunkenen Schlüsselzuweisung. 
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Trotz der in verschiedenen Bereichen stark gestiegenen Ausgaben konnte somit der 

Kreisumlagehebesatz bei 45,5 Punkten belassen werden und musste nicht wie im Vorjahr 

(+1,3 Punkte) erhöht werden. 

 

Damit zu den Zahlen im Einzelnen. Die wesentlichsten Einnahmen des Verwaltungs-

haushaltes sind ihrer Rangfolge nach: 

 

1. die Kreisumlage in Höhe von 75,45 Mio. €, d. s. 48,4 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 

43,8 %), 

 

2. die Schlüsselzuweisungen in Höhe von 13,71 Mio. €, d. s. 8,8 % des Verwaltungs- 

haushaltes (Vj. 13,0 %), 

 

3.    die Erstattungen des Landes für die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

 in Höhe von 10,35 Mio. €, d.s. 6,6 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 7,5 %),  

 

4.   die Erstattungen des Landes und die Beteiligung des Bundes an der Grundsicherung für 

Senioren, für jüngere Erwerbsunfähige und für Arbeitsuchende nach dem SGB II in Höhe 

von 8,91 Mio. €, d.s. 5,7 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 6,5 %), 

   

5. die ÖPNV-Zuweisung und Bezuschussung des 365-€-Tickets sowie sonstiger Mobilitäts- 

maßnahmen durch den Freistaat Bayern in Höhe von 5,28 Mio. €, d.s. 3,4 % des 
Verwaltungshaushaltes (Vj. 1,6 %), 

 

6. das überlassene staatliche Kostenaufkommen in Höhe von voraussichtlich 2,65 Mio. €, 
d. s. 1,7 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 1,8 %), 

 

7. die pauschalen Finanzzuweisungen als Ersatz des Verwaltungsaufwandes für die Auf-

gaben des übertragenen Wirkungskreises sowie für die Staatsbehörde Landratsamt in 

Höhe von 1,7 Mio. €, d. s. 1,1 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 1,2 %), 

 

8. der Kommunalanteil am Grunderwerbsteueraufkommen in Höhe von 1,20 Mio. €,  
 d. s. 0,8 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 0,9 %), 

 

9. die pauschale Zuweisung zu den Kosten der Schülerbeförderung in Höhe von              

0,94 Mio. €, d. s. 0,6 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 0,7 %), 
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10. der Kommunalanteil an der Kfz-Steuer für den Unterhalt der Kreisstraßen in Höhe von 

0,93 Mio. €, d. s. 0,6 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 0,7 %), 

 

Die aufgezählten Einnahmen der Rangstellen 1 bis 10 von insgesamt 121,12 Mio. € decken     
rd. 77,7 % aller Ausgaben des Verwaltungshaushaltes. 

 

Von diesen Ausgaben sind in ihrer Rangfolge die wesentlichsten: 

 

1. die Bezirksumlage in Höhe von 34,31 Mio. €, d. s. 22,0 % des Verwaltungshaushaltes 

(Vj. 19,2 %), 

 

2. die Personalkosten in Höhe von 25,05 Mio. €, d. s. 16,1 % des Verwaltungshaushaltes 

(Vj. 17,4 %), 

 

3. der Sach- und Betriebsaufwand sowie die Zuweisungen für den ÖPNV in Höhe von     

15,41 Mio. €, d.s. 9,9 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 8,2 %), 
 

4. der Aufwand für die Jugendhilfe in Höhe von 15,16 Mio. €, d. s. 9,7 % des Verwaltungs-

haushaltes (Vj. 9,6 %), 

 

5. der Aufwand für die Sozialhilfe einschließlich Grundsicherung für Senioren, für jüngere 

Erwerbsunfähige und für Arbeitsuchende nach dem SGB II in Höhe von 12,9 Mio. €, 
 d. s. 8,3 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 9,3 %), 

 

6. der Sach- und Betriebsaufwand sowie die Zuweisungen für die Schulen in Höhe von 

11,81 Mio. €, d. s. 7,6 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 8,8 %), 

 

7.     die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in Höhe von 10,35 Mio. €,  
 d.s. 6,6 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 7,4 %), 

 

8. die Krankenhausumlage in Höhe von 2,71 Mio. €, d. s. 1,7 % des Verwaltungshaushaltes 

(Vj. 1,8 %), 

 

9. die Zuführung des Verwaltungshaushaltes an den Vermögenshaushalt in Höhe von 

1,60 Mio. €, d. s. 1,0 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 0,9 %), 

 

10.  der kommunale Finanzierungsanteil für das Jobcenter in Höhe von 0,55 Mio. €,  
 d.s. 0,3 % des Verwaltungshaushaltes (Vj. 0,4 %), 
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11.   die Schuldzinsen in Höhe von 0,17 Mio. €, d.s. 0,1 % des Verwaltungshaus- 

         haltes (Vj.  0,2 %) 

 
 

Im Vorjahresvergleich stellt sich das Geschehen zahlenmäßig detailliert wie folgt dar: 

 

Entwicklung der wesentlichsten Einnahmen 

 

 
 

2025 

 

 

2026 
 

Differenz 

 

Kreisumlage  61 616 029 € 75 450 322 € 
 

+ 
 

13 834 293 € 
 

 

Schlüsselzuweisungen 18 247 016 € 13 712 452 € 
 

- 
 

4 534 564 € 
 

Erstattungen des Landes für Asylleistungen 10 501 040 € 10 350 000 € - 151 040 € 

Erstattungen des Landes und Beteiligung  

des Bundes an der Grundsicherung 
9 145 900 € 8 908 500 € -  237 400 € 

ÖPNV-Zuweisung, Zuschuss 365 €-Ticket usw.  2 211 300 € 5 284 100 € 
 

+ 
 

3 072 800 € 
 

 

Überlassenes Kostenaufkommen 2 600 000 € 2 650 000 € 
 

+ 
 

        50 000 € 
 

 

Pauschale Finanzzuweisungen 1 743 157 € 1 696 131 € 
 

- 
 

        47 026 € 
 

 

Grunderwerbsteueranteil 1 300 000 € 1 200 000 € 
 

- 
 

100 000 € 
 

Zuweisung zur Schülerbeförderung 917 705 € 940 071 € +          22 366 € 

Kommunalanteil an der KFZ-Steuer 926 200 € 926 200 € 
 

+/- 
 

                0 € 
 

 

Die Kreisumlage ist systembedingt die mit weitem Abstand bedeutendste Einnahmequelle. 

Die Umlagekraft für den Landkreis ist im Gegensatz zum Durchschnitt der bayerischen 

Landkreise mit einer Steigerung von 6,5 % um erfreuliche 22,5 % auf 165,82 Mio. € 
gestiegen. Der Abgleich des Haushalts erfolgt mit einem gleichbleibenden 

Kreisumlagehebesatz von 45,5 Punkten. Die Einnahmen steigen folglich um 13 834 293 €. 
 

Vor dem Hintergrund der Urteile des Bundesverwaltungsgerichtes v. 27.09.2021 (8 C 29.20 

und 8 C 30.20) und zuvor des Beschlusses des BayVGH vom 14.12.2018, Az 4 BV 17.2488, 

zum unverletzlichen Kernbereich des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden hat die 

Kämmerei im Wege der Informationshilfe bei der Kommunalaufsichtsbehörde und der 

Staatlichen Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes zum Stand vom 17.10.2025 die 

Haushaltsdaten sämtlicher Gemeinden im Landkreis Kitzingen auf der Basis ihrer 

Haushaltssatzungen für 2025 mit den darin enthaltenen Festsetzungen und der jährlich 

fortgeschriebenen fünfjährigen Finanzplanung angefordert. Die entsprechende Auflistung 

wurde den Kreisräten mit Schreiben der Landrätin vom 17.02.2026 bei der Übersendung des 

Haushaltsplanentwurfs zur Verfügung gestellt. 
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Die komplett vorliegenden Finanzkennzahlen lassen bei einer Querschnittsbetrachtung nach 

Einschätzung der Landkreisverwaltung keine Kernbereichsverletzungen bei den Gemeinden 

durch das vorgeschlagene Kreisumlagesoll erkennen. Daher wird ein Umlagesatz von 

45,5 Punkten als sachgerecht und verhältnismäßig angesehen und dem Kreistag zur 

Beschlussfassung vorgeschlagen. 

 

Der Haushaltsplanentwurf 2026 mit Erläuterungen wurde allen Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeistern des Landkreises zur Verfügung gestellt. Im Rahmen der Bürgermeister- 

dienstbesprechung am 26.02.2026 wurde der Planungsstand zum Landkreishaushalt 2026 

einschließlich des vorgeschlagenen Kreisumlagehebesatzes seitens der Landkreisverwaltung 

erörtert. 

 

Die im Vorjahresvergleich um 4 534 564 € gesunkene Landkreisschlüsselzuweisung 

begründet sich trotz des erhöhten Grundbetrags je Einwohner von ca. 898 € auf 954 € darin, 

dass die Einwohnerzahl des Landkreises zum Stichtag 31.12.2024 um 2.531 gesunken ist.  Ein 

weiterer wesentlicher Grund für die geringere Zuweisung ist, dass die Umlagekraft des 

Landkreises (+ 22,5 %) deutlicher gestiegen als die durchschnittliche Umlagekraft der 

bayerischen Landkreise (+ 6,5 %) 

 

Die delegierte Aufgabe der Wahrnehmung der Leistungen nach dem Asylbewerber-

leistungsgesetz schließt in der Regel in Einnahmen und Ausgaben zu gleichen Beträgen ab.  

 

Insbesondere analog des gesunkenen Ausgabenvolumens für die Unterkunft und Heizung 

sowie der Grundsicherung für Senioren und dauerhaft voll Erwerbsgeminderte verringern 

sich die Einnahmen aus den Erstattungen des Landes und der Beteiligung des Bundes an 

der Grundsicherung um 237 400 €, obwohl die Bundesbeteiligung im SGB II-Leistungsbereich 

um 1,1 % auf 70,6 % gestiegen ist. 

 

Die ÖPNV-Zuweisung nach dem BayÖPNVG sowie für „callheinz“ haben leicht sich 

reduziert. Die sonstigen staatlichen Bezuschussungen und Ausgleichszahlungen für den 

Nahverkehr (u.a. für das 365-Euro-Ticket und Ausgleich der tariflichen Mindereinnahmen für 

das Deutschlandticket) haben sich stark erhöht, so dass insgesamt 3 072 800 € mehr zu 

veranschlagen waren. 

 

Nach konstanter Entwicklung im Vorjahr wurde für die Einnahmen aus dem überlassenen 

staatlichen Kostenaufkommen ein gegenüber 2025 nur leicht erhöhter Haushaltsansatz 

gebildet. 
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Bei unveränderten Grundlagen sinkt die pauschale Finanzzuweisung lediglich um die 

Verminderung bei der Einwohnerzahl, somit um 47 026 €. 
 

Auf Grundlage des Rechnungsergebnis 2025 und die Herbststeuerschätzung 

berücksichtigend, wird der Haushaltsansatz bei den Einnahmen aus dem kommunalen 

Anteil der Grunderwerbsteuer um 100 000 € gesenkt. 
 

Basierend auf den Aufwendungen des Rechnungsjahres 2025 sowie der Schülerzahl zum 

01.10.2025 steigt die staatliche Zuweisung zur Schülerbeförderung um rund 22 366 €. 
 

Zum Vorjahr unverändert beläuft sich der Kommunalanteil an der KFZ-Steuer als Pauschale 

für den Straßenbau und -unterhalt auf 926 200 €. 
 

 

Entwicklung der wesentlichen Ausgaben 

 

 
 

2025 
 

 

2026 

 

 

Differenz 

 

Bezirksumlage 
 

27 083 969 €   34 309 168 €   +   7 225 199 € 
 

Personalkosten 
 

24 474 290 € 25 051 580 € + 577 290 € 
 

Sach- u. Betriebsaufwand/Zuweisg. ÖPNV 
 

11 578 450 € 15 413 250 € + 3 834 800 € 
  

Aufwand Jugendhilfe 
 

13 503 527 € 15 163 998 € + 1 660 461 € 
 

Aufwand Sozialhilfe incl. GSi (ohne Asyl) 
 

13 132 925 € 12 936 550 € - 196 375 € 
 

Sach- u. Betriebsaufwand/Zuweisungen Schulen 
 

12 445 862 € 11 814 522 € - 631 340 € 
 

Leistungen Asyl 
 

10 350 000 € 10 350 000 € +/- 0 € 
 

Krankenhausumlage 
 

2 597 994 € 2 713 881 € + 115 887 € 
 

Zuführung an den Vermögenshaushalt 
 

1 208 000 € 1 596 932 + 388 932 € 
 

Kommunaler Finanzierungsanteil Jobcenter 

 

552 950 € 545 000 € - 7 950 € 
 

Schuldzinsen 
 

232 500 € 174 944 € - 57 556 € 

 

 

Der Bezirk Unterfranken hat den Hebesatz für die Bezirksumlage um 0,69 Punkte auf 20,69 

Punkte angehoben. Bei unserer um 22,5 % gewachsenen Umlagekraft steigert sich somit der 

abzuführende Umlagebetrag gegenüber dem Vorjahr um rund 7 225 199 €. 
Die Bezirksumlage bindet mit einem Anteil von 22,0 % mehr als ein Fünftel der gesamten 

Mittel des Verwaltungshaushaltes. Von den Einnahmen aus der Kreisumlage muss der 

Landkreis 45,5 % sogleich wieder an den Bezirk abführen. 
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Bei den Personalkosten wurden für den Beamtenbereich in Erwartung der Übertragung der 

Ergebnisse der aktuellen Tarifverhandlungen eine Erhöhung von 3 % veranschlagt. Zudem 

wurde die Deckungsreserve für die Personalausgaben für mögliche Antragsgebundene 

Höhergruppierungen etc. auf 20.000 € reduziert. Für den Tarifbereich wurde gemäß 

Tarifvertrag eine Steigerungsrate ab 01.05.2026 von 2,8 % eingeplant. Im Stellenplan 2026 

ergeben sich Stellenminderungen von insgesamt 1,36 Stellen. Der Personalkostenansatz 

erhöht sich in der Summe um 577 290 €. 

 

Auf dem Sektor der Sozialhilfe einschließlich Grundsicherung (ohne Asyl) sinken die Ausgaben um 

196 375 €. Im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist die prognostizierte Anzahl an 

Bedarfsgemeinschaften von 1.145 (in 2025) auf 1.200 (in 2026) gestiegen. Die durchschnittlichen 

monatlichen Kosten für die Unterkunft wurden um 52 € geringer angenommen. Der Ausgabeansatz 

bei der Grundsicherung wegen dauerhafter Erwerbsminderung musste ebenso wie der Ansatz für die 

Grundsicherung im Alter höher angesetzt werden. Im Bereich Hilfe zum Lebensunterhalt wurden die 

Ansätze von 475 250 € auf 485 250 € erhöht. Eine Regelsatzerhöhung erfolgte nicht. Unter 

Berücksichtigung der Erstattungsleistungen im Sozialbereich für die erforderlichen Ausgaben, steigt 

im Ergebnis die Nettobelastung für den Landkreis um ca. 1,1 %. 

 

Der Sach- und Betriebsaufwand sowie die Zuweisungen im Schulbereich nehmen um rund   

631 340 € ab. Vor allem beim Unterhalt der Schulgebäude und der betriebstechnischen 

Anlagen konnten Mittel eingespart werden. Auch bei der erwarteten Umlage an den 

Zweckverband Bayer. Landschulheime war eine Reduzierung möglich. Bei den von uns nicht 

beeinflussbaren Gastschulbeiträgen war eine Reduzierung der Ansätze möglich. Bei der 

Veranschlagung der Schulbudgets wurde von den Anforderungen der Schulleitung sowie der 

mittelfristigen Finanzplanung zuzüglich einer Sachkostensteigerungsrate ausgegangen. 

 

In der Jugendhilfe müssen rund 1 660 461 € mehr Ausgaben eingeplant werden als im 

Vorjahr. Die größten Ausgabenerhöhungen zeigen sich erneut im Bereich der stationären 

Maßnahmen. Jedoch ist nicht nur der stationäre Bereich der Kinder- und Jugendhilfe von 

Entgelterhöhungen betroffen. Auch bei den ambulanten und teilstationären Hilfen machen 

sich die Personalkostensteigerungen in Form gestiegener Fachleistungsstundensätze 

bemerkbar. Damit steigt in diesem Bereich die Nettobelastung für den Landkreis, und zwar 

um 17,6 %. 

 

Ein erneut starker Anstieg der Ausgaben entsteht für den ÖPNV. Der Sach- und 

Betriebsaufwand erhöht sich um 3 834 800 €, die Zuweisungen um 3 570 900 €. Neben den 

Ausgaben für die Bruttolinien fallen vor allem Rückzahlungsverpflichtungen von 

Ausgleichszahlungen für das Deutschlandticket ins Gewicht. 
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Zu der delegierten Aufgabe der Wahrnehmung der Leistungen nach dem Asylbewerber- 

leistungsgesetz schließt in Einnahmen und Ausgaben zu gleichen Beträgen ab. 

 

Trotz der gesunkenen Einwohnerzahlen und des Gesamtförderbetrags fällt die 

Krankenhausumlage um rund 115 887 € höher aus, da die Umlagekraft überdurchschnittlich 

gestiegen ist. 

 

Die veranschlagte Zuführung des Verwaltungshaushaltes an den Vermögenshaushalt in  

der eingeplanten Höhe von 1 596 932 € übersteigt die gesetzliche Mindestzuführung um 

711 913 €. Auch die Zuführungen im Finanzplanungszeitraum erfüllen die gesetzlichen 

Mindestanforderungen. 

 

Daneben wird vom Sollüberschuss des Rechnungsjahres 2025 ein Betrag von rund                   

3 033 800 € zur Finanzierung der Ausgaben des Vermögenshaushaltes herangezogen. 
500 000 € verbleiben in der Allgemeinen Rücklage zur Absicherung der Bürgschaft für die 

Mainschleifen-Infrastruktur GmbH (MIG). 

 

Der 15,2-prozentige Kommunale Finanzierungsanteil an den Gesamtverwaltungskosten des 

Jobcenters sinkt gegenüber dem Vorjahr um 7 950 €.  
 

Gemäß der vorliegenden Zins- und Tilgungspläne für die bestehenden Darlehen verringern 

sich die zu entrichtenden Zinsen um rund 58 000 € 

 

Im Vermögenshaushalt sind eigene Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen in 

einer Gesamthöhe von 17,82 Mio. € veranschlagt. Davon entfallen auf 

 

▪ 7,86 Mio. € Hochbau  
▪ 1,35 Mio. € Erwerb von Grundstücken 

▪ 1,68 Mio. € Erwerb von beweglichem Vermögen 

▪ 0,50 Mio. € Investitionszuschüsse 

▪ 3,40 Mio. € Tiefbau (Straßenausbau, Deckenbauprogramm, Deponieflächen) 

▪ 3,00 Mio. € Sonstige Maßnahmen 

▪ 0,02 Mio. € Erwerb von immateriellen Vermögensgegenständen. 

 

Verpflichtungsermächtigungen sind in Höhe von 6,74 Mio. € vorgesehen. 
 

Zur Finanzierung des kompletten Invest-Paketes sind Kreditmittel in Höhe von rund               

3 720 794 € eingeplant. Unter Berücksichtigung der planmäßigen Tilgung von 0,89 Mio. € 
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wird die bestehende Verschuldung zum 31.12.2026 einen Stand von maximal 12,84 Mio. €, 
d. s. rd. 141 € je Einwohner, erreichen. 

 

Zur Allgemeinen Rücklage ist eine Zuführung in Höhe von 121 000 € zu veranschlagen. Zum 

31.12.2026 beträgt die Rücklage 3,2 Mio. €. Neben dem Investitionskostenzuschuss für das 

Kommunalunternehmen Klinik Kitzinger Land und dem Betrag zur Absicherung der 

Bürgschaft für Mainschleifen-Infrastruktur GmbH (MIG) ist lediglich die Pflichtrücklage 

eingestellt. 

  

Das Kommunalunternehmen Klinik Kitzinger Land hat im Jahr 2021 letztmalig einen 

Überschuss von 1,53 Mio. € erzielt. Ab dem Jahresabschluss 2022 werden Defizite, die noch 

aus Rücklagen gedeckt werden können, ausgewiesen. Ein Defizitausgleich (außerhalb der 

Gynäkologie) durch den Landkreis ist im Finanzplanungszeitraum erst ab dem Jahr 2028 in 

Höhe von 3,0 Mio. € geplant. In 2026 ist zur Gründung eines gemeinsamen 

Kommunalunternehmens eine einmalige Zahlung von 3 000 000 € in die Kapitalrücklage 
vorgesehen. 

 

Die Finanzplanung geht anhand der zum Stichtag (04.02.2026) verfügbaren Erkenntnisse von 

einer Kreisumlage von 47,0 Punkten im Planungsjahr 2027 und von 47,25 Punkten im 

Planungsjahr 2028 sowie von 47,2 Punkten im Jahr 2029 aus. 

 

 

Abschließend ist festzustellen, dass – allerdings risikobehaftet aufgrund der schwer 

kalkulierbaren Auswirkungen der weltpolitischen Entwicklungen - die dauernde 

Leistungsfähigkeit des Landkreises über den Finanzplanungszeitraum hinweg gegeben sein 

wird. 

Die Finanzlage des Landkreises ist also angespannt aber geordnet. Aus heutiger Sicht erlaubt 

sie neben der Erfüllung der Pflichtaufgaben auch zukünftig notwendige Investitionen, bietet 

aber nur sehr geringen haushaltswirtschaftlichen Handlungsspielraum. 

 

 

 

Sibylle Goller 

Kreiskämmerin 



Kitzingen, 27.03.2026

Lfd. Bezeichnung 2024 2025 2026
Nr.           (Rechnungsergebnis)           (Rechnungsergebnis)                    (Haushaltsplan)

                      - € -                       - € -                       - € -

1. Gesamtanordnungssoll 143.475.602 149.484.192 180.521.362

2. Verwaltungshaushalt 121.962.340 131.807.691 155.909.578

3. Vermögenshaushalt 21.513.262 17.676.501 24.611.784

4. Stand der Kassen- und
Haushaltsausgabereste 32.446.368 29.194.348          -,-

5. Stand der Kassen- und
Haushaltseinnahmereste 8.391.949 5.720.870          -,-

6. Umlagekraft 135.236.262 135.419.845 165.824.883

7. Kreisumlage in € 59.774.428 61.616.029 75.450.322
Kreisumlage in v.H.                   (44,2)                    (45,5)                   (45,5)

8. Schlüsselzuweisungen 16.411.840 18.247.016 13.712.452

9. Bedarfszuweisungen 0 0 0

10. Pausch.Finanzzuweisungen 1.732.548 1.743.157 1.696.131

11. Überl. Kostenaufkommen 2.464.875 2.499.022 2.650.000

12. Überl. Grunderwerbssteuer 1.134.277 1.092.221 1.200.000

13. Kfz.-Steuerbeteiligung 926.200 926.200 926.200

14. Krankenhausumlage 2.644.000 2.597.994 2.713.881

15. Bezirksumlage in € 24.748.236 27.083.969 34.309.168
Bezirksumlage in v.H.                   (18,3)                  (20,0)                 (20,69)

16. Sollüberschuss 4.461.027 3.533.839          -,-

17. Stand der Allgem.Rücklagen 1.984.501 3.100.501 3.221.501
- Istbeträge - jew. 31.12.j.J.

18. Stand der Allgem.Rücklagen 6.445.528 6.134.340 3.221.501
- Sollbeträge inkl. Sollüberschuss - jew. 31.12. d.J.

19. Stand der Sonderrücklagen 6.573.414 8.552.041 2.796.529
jew. 31.12.j.J.(Gebührenhaushalte)

20. Stand der Schulden  7,3 6,5 12,7
(Mio EUR) jeweils am 31.12. d.J.

31.12. d.J.) sowie demgegenübergestellt die entsprechenden Beträge aus dem Haushaltsentwurf 2026, 

Stand Gesamtänderungsliste zum Kreistag:

Haushalt 2026;
Anlage 1 zum Vorbericht

LANDRATSAMT KITZINGEN
21-941

Rechnungsmäßige Entwicklung wichtiger Kennziffern der Haushalte 2024 und 2025 (Stand jeweils zum

Zusammenstellung: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen



LANDRATSAMT KITZINGEN   21-941    Anlage 2 zum Vorbericht  

  
 
    

Haushalt 2026 
Anschauliche Darstellung des Gesamthaushaltes 

(Stand: Gesamtänderungsliste zum Kreistag) 

 
 
 
 
 

 
 

Verwaltungs- und Vermögenshaushalt  
des Landkreises Kitzingen 2026 

 

 

Kreis- 
umlage 

 
75,45 Mio. €  

 

Sonstige 
Einnahmen 

 

34,79 Mio. € 

 

Schlüssel- 
zuweisungen 

 
13,71 Mio. € 

Weitere 
Zuweisungen/ 
Erstattungen 

  
23,05 Mio. € 

 

Verwaltungshaushalt 2026 
 

155 909 578 € 
 

Wichtigste Einnahmen und Ausgaben für 
ständige Aufgaben des Landkreises Kitzingen 

 
Investitions-

zuschüsse 
 

8,48 Mio. € 

 

Sonstige 
Einnahmen 

 

6,74 Mio. € 
 Mio. € 

 

Kredit- 
ermächtigung 

 

3,72 Mio. € 

Vermögenshaushalt 2026 
 

24 611 784 € 
 

Veränderungen von Vermögen und Schulden 
sowie Investitionen des Landkreises Kitzingen 

Bezirks- 
umlage 

 
34,31 Mio.€ 

Zuführung 
 

1,60 Mio. € 
 

Personal- 
kosten 

 
25,05 Mio.€ 

Sozialhilfe/ 
Grundsicher. 
Jugendhilfe 
28,10 Mio. € 

Schulen Sach- und 
Betriebsaufwand 

 
11,81 Mio. € 

Sonstige 
Ausgaben 

 
25,84 Mio. € 

ÖPNV/Asyl/ 
Krankenhaus
umlage usw. 
29,20 Mio. € 

 

Vermögens
-erwerb 

 
3,05 Mio.€ 

Sonstige 
Ausgaben 

 
8,91 Mio. € 

Tilgung 
Kredite 

 
0,89 Mio.€ 

Investitions-
zuschüsse 

 
0,50 Mio. € 

Hochbau- 
sektor  

 
7,86 Mio. € 

Tiefbau 
Straßen/Dep. 

 
3,41 Mio. € 

Investitions- 
pauschale 

 
1,05 Mio. € 

Sollüber-
schuss 2025 

 
 3,03 Mio. € 

 

Erstattungen 
Grund-

sicherung 
8,91 Mio. € 

Aktualisiert: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen 

 



LANDRATSAMT KITZINGEN   21-941   Anlage 3 zum Vorbericht 

Gesamtvolumen des Verwaltungshaushalts 2026: 155 909 578 €

Kreisumlage 

75,45 Mio. €
(48,4 %)

Sonstige Einnahmen 

34,79 Mio. €
(22,3 %)

Schlüsselzuweisungen 

13,71 Mio. €
(8,8 %)

Erstattungen AsylbewLeistG 

10,35 Mio. €
(6,6 %)

Erstattungen Grundsicherung 

8,91 Mio. €
(5,7 %)

ÖPNV-Zuweisungen 5,28 Mio. €
(3,4 %)

Überlassenes Staatl. 

Kostenaufkommen 2,65 Mio. €
(1,7 %)

Pauschale Finanzzuweisungen 

1,70 Mio. €
(1,1 %)

Zuweisung Schülerbeförderung 

0,94 Mio. €
(0,6 %)

Grunderwerbssteueranteil 

1,20 Mio. €
(0,8 %)

Anteil an der Kfz-

Steuer 0,93 Mio. €
(0,6 %)

EINNAHMEN DES VERWALTUNGSHAUSHALTS 2026 

DES LANDKREISES KITZINGEN   

( IN MIO. € UND IN %)

grafik: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen



LANDRATSAMT KITZINGEN   21-941   Anlage 4 zum Vorbericht 

Gesamtvolumen des Verwaltungshaushalts 2026: 155 909 578 €

Bezirksumlage 

34,31 Mio. €
(22,0)

Sonstige Ausgaben 

25,84 Mio. €
(16,6 %)

Personalkosten 

25,05 Mio. €
(16,1 %)

ÖPNV Sach- und 

Betriebsaufwand 15,41 Mio. €
(9,9 %)

Jugendhilfe 15,16 Mio. €
(9,7 %)

Sozialhilfe/Grundsicherung 

12,94 Mio. €
(8,3 %)

Schulen Sach- und Betriebsaufwand 

11,81 Mio. €
(7,6 %)

Leistungen AsylbewLeistG 

10,35 Mio.€
(6,6 %)

Krankenhausumlage 

2,71 Mio. €
(1,7 %)

Zuführung an den 

Vermögenshaushalt 1,60 Mio. €
(1,0 %)

KFA Jobcenter 0,55 Mio. €
(0,3 %)

Schuldzinsen 0,17 Mio. €
(0,1 %)

AUSGABEN DES VERWALTUNGSHAUSHALTS 2026 

DES LANDKREISES KITZINGEN

( IN MIO. € UND IN %)

grafik: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen



LANDRATSAMT KITZINGEN    21-941   Anlage 5 zum Vorbericht 

Gesamtvolumen des Vermögenshaushalts 2026: 24 611 784 €

Invest.Zuschüsse 

8,48 Mio. €
(34,4 %)

Sonstige Einnahmen (insbes. 

Rücklagenentnahme für kostenr. 

Einrichtung Abfallbeseitigung) 6,74 Mio. €
(27,4 %)

Kreditermächtigung 

3,72 Mio. €
(15,1 %)

Sollüberschuss 2025 

3,03 Mio. €
(12,3 %)

Investitionspauschale 

1,05 Mio. €
(4,3 %)

Zuführung vom 

Verwaltungshaushalt 

1,60 Mio. €
(6,5 %)

EINNAHMEN DES VERMÖGENSHAUSHALTS 2026

DES LANDKREISES KITZINGEN

( IN MIO. € UND IN %)

grafik: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen



LANDRATSAMT KITZINGEN   21-941   Anlage 6 zum Vorbericht 

Gesamtvolumen des Vermögenshaushalts 2026:  24 611 784 €

Investitionen und 

Investitionszuschüsse 17,82 Mio. €
(72,4 %)

Sonstige Ausgaben (kostenr. 

Einrichtung Abfallbeseitigung) 

5,91 Mio. €
(24,0 %)

Tilgung von Krediten 

0,89 Mio. €
(3,6 %)

AUSGABEN DES VERMÖGENSHAUSHALTS 2026 

DES LANDKREISES KITZINGEN

( IN MIO. € UND IN %)

grafik: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen
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Gesamtinvestitionen und -investitionszuschüsse 2026: 17,8 Mio. €

Hochbausektor  

7,86 Mio. € 
(44,1 %)

Tiefbau (Straßen/Deponien) 

3,4 Mio. €
(19,1 %)

Sonstige Maßnahmen 

3,00 Mio. €
(16,8 %)

Erwerb von bewegl. Vermögen 

1,68 Mio. €
(9,4 %)

Erwerb von Grundstücken 

1,35 Mio. €
(7,6 %)

Investitionszuschüsse 

0,50 Mio. € 
(2,8 %)

Erwerb von immateriellen 

Vermögensgegenständen 0,02 Mio. €
(0,1 %)

INVESTITIONEN UND INVESTITIONSZUSCHÜSSE 2026 

DES LANDKREISES KITZINGEN 

(IN MIO. € UND IN %)

grafik: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen



LANDRATSAMT KITZINGEN    21-941 Anlage 8 zum Vorbericht    

Haushaltsplan 2026 - Stand:

Gesamtänderungsliste zum Kreistag

136

122

109

98

88

78
71

141

170
163

196

12,4 11,1 10,0 9,0 8,2 7,3 6,5
12,8 15,5 14,8 17,9

0

50

100

150

200

250

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029

V
 E

 R
 S

 C
 H

 U
 L

 D
 U

 N
 G

H A U S H A L T S J A H R

VERSCHULDUNG  DES  LANDKREISES  KITZINGEN

2019 - 2029

in EUR/Einwohner in Mio EUR
graphik: Bastian Flachenecker, Landratsamt Kitzingen


